
Stellungnahme des Cmwel tf 0 rums zum Gengesetzentl'.urr 

\ 

Als die erste Umweltorganisation österreichs, die mi t einem detai 11 i erten 
FOrderungskatalog zur Regelung der Gentechnik an die öffentlichkeit getreten 
ist, begrüßt das Forum österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz die 
Anstrengungen, den sensiblen Bereich der Anwendung der Gentechnik für 
österreich in geregelte Bahnen zu lenken. Das Umweltforum möchte in diesem 
Zusammenhang insbesondere auf die Versuche hinweisen. auch medizinische, 
soziale und ethische Problembereiche im Zusammenhang mit der Anwendung der 
Gentechnik einer Regelung zuzuführen. Leider ist beim vorliegenden Versuch 
gerade der wirksame Schutz der Umwel t auf der Stecke geblieben. Deshalb 
erlaubt sich das Umweltforum, zum vorliegenden Gesetzesentwurf Stellung zu 
nehmen. 

1. Allgemeines 
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Datum: 1 O. MAI 1993 17 V, 

. ttL Mai 19J ~-
Durch die Beschäft igung des Btmdesmin l~ilb,.5'~ .. ffrr· .. ·-6'e'~l.Q.r·t.. Sport und 
Konsumentenschutz oit dem Themenkomplexes Gentechnik scheint das Schutzgut 
Natur/Umwel t in wei ten Bereichen des vorl iegenden Gesetzesentwurfes nur 
tmzurei chend behandel t. Während die menschl iehe Gestmdhei t selbstverständlich 
als oberstes Schutzziel zu begrüßen ist. sollte der Schutz der Cmwelt 
gleichwertig behandel t werden. Dies scheint 'Jeio vorl iegenden Entwurf auf 
Grood der derzeitigen Formulierung nicht der Fall zu sein. 

Des wei teren \'eroißt das l'mwel tforulJ die Cosetzung eine ganzen Reihe \'on 
Forderungen zur Regelung der Gentechrlik. wie sie nicht nur \'on den 
)1i 'Larbei tem des Arbei tskreises Gentechnik io lowel tforum erhoben ,>,urde::. 
sondern sich auch ;:. T. als Forcierungt.'r: ir.l Bericht der parlamentarischen 
Enquete-Kommission betreffend "Technikfolgenabschätzung am Beispiel de:' 
GenteChnOlogie" wi~derfinden. Diese Forderungen betreffen nicht die 
gentechnischen Arbei ten direkt, sondern den öko-sozialen und umwel tpol i tischen 
Hintergrund, vor dem Forschung und Industrie agieren. 

So fehlen zum Beispiel detaillierte Angaben und Regelungen über die inter­
nationale Zusammenarbei t im Bereich der Sicherhei t, aber insbesondere über die 
biotechnologische Verwendung von genetischen Resourcen aus Ländern der Dri tten 
Welt inklusive Vorkehrungen für einen finanziellen Ausgleich für die 
Verwendung solcher Resourcen, wie sie auch in der Konvention über Biologische 
Vielfalt vorgesehen sind, die von österreich am 13. Juni 1992 unterzeichnet 
wurde und einer Umsetzung harrt. Auch notwendige parallele Maßnahmen zur 
Erhal tung der biologischen Vielfal t, die durch die neuen ~ethoden der Gen- und 
BioteChnologie unter einem großen Druck steht, werden vergeblich gesucht. Der 
vorl iegende Entwurf läßt jedenfalls diesbeztigl ich jedes Anzeichen eines 
Regelungversuchs dieser Bereiche vermissen. 

Es sind im vorliegenden Entwurf keine ausreichende Haftungsregelungen oder 
entsprechende Vorkehrungen für eine Umwel tverträgl ichkei tsprüfung von größeren 
Anlagen sowie geplanten Freisetzungen vongentechnisch veränderten Organismen 
vorgesehen. Ein weiterer regelungsbedürftiger Umstand dürfte auch die Frage 
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der "Patentierbarkeit" von Lebewesen sein. 

Auch der Bereich einer begleitenden Sicherheitsforschung ist nach Ansicht des 
Umweltforums nicht ausreichend im vorliegenden Entwurf behandelt, da es sich 
bei diesem Arbe i tsgebiet um bei wei tem mehr als nur Forschung an "Sicherhei ts­
vektoren" handel t. 

Eine Einbindung des Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Familie in die 
Entscheidungsprozesse und allfällige Verordnungen erscheint zumindest für den 
Bereich der Freisetzung als nutzbringend. Eine solche Mitarbeit läßt sich 
leider derzei t aus dem Entwurf mi t Ausnahme der Tei lnahne in der Gentechnik­
kommission nicht ableiten. 

2. Zu den einzelnen Paragraphen 

§l Unter der Voraussetzung, daß österreichwei t einhei tliche Regelungen zum 
Schutz der Umwel t vor möglichen nachteiligen Folgen der Gentechnik gel ten. muß 
eine bei wei tem stärkere Formul ierung Zutl Schutz der Umwel t verlangt werden. 
was auch nach der österreichischen Verfassung sinmull und r;Jögl ich ist. Die 
Freisetzung von OrganisI:len karm eine Gefährdung der Cmwel t oder von Öko­
systemen darstellen. Daher muß als Schutzziel des Gesetzes der Schutz der 
Cmwelt an sich klar formuliert werden. 

§2 Abs.l Die Defini !ionen. die aufgrund dieses Paragraphen iQ Entwurf einer 
\"erordnung als Anhang I Teil A und B forouliert sind. fcdlen hinter den 
Regt:>iungsWJt'an:;; de:- entsprechenden IG-l\ichtlinicll zllrück. CD einen wiri~ii:h 
U!:lfassenden Schutz \"on Gesundhei t urxl Cowel t zu .:!t:e·währlc:'sten. sinJ all~ 
Verfahren. die X.11derungen oi t derzei t nUCI, !:i~:'t ausehbaren :\uswirkungen irJ 
GenoI:l bewirken. dem Geltungsbereichs dieses Gesetzes zu unterstellen. Diese 
müssen daher insbesondere auch Verfahren wie die Selbstklonierung, die Zell­
und Protoplastenfusion umfassen. 

§3 Es ist dem Umweltforum nicht verständlich, wie eine Abstufung irmerhalb 
der natürlichen Bestandteile von vernetzten Ökosystemen durchgeführt werden 
kann. Der Zusatz "in abgestufter Weise" ist daher zu streichen. Schutzziel 
haben auch Ökosysteme und ihre Komponenten zu sein. 

§4 Abs.l Da sich auch freie Nukleinsäuren in der Umwelt verbreiten können 
und unter Umständen ein Gefährdungspotential aufweisen. sind sie in die 
Definition mit einzuschließen. Weiters sollten hier die geltenden EG­
Formulierungen übernommen werden. 

§4 Abs.6 Da wissenschaftliche Laborfermenter üblicherweise nur in einer 
Größenordnung bis SO Li ter serienweise hergestell t werden, schlägt das 
Umweltforum maximal diese Größe als Grenze für Arbeiten des Typs A, Sicher­
heitsstufe 1, vor, insbesondere da Ausnahmeregelungen vorgesehen sind, die zu 
begründen sind. Alle anderen Arbe i ten des Typs A sind mi t 20 Li ter Volumen zu 
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begrenzen. Darüber hinaus wird angemerkt, daß die derzeitige Formulierung 
nicht geeignet ist, die offensichtlich gewünschte Abgrenzung von 
wissenschaftlicher (Grundlagen-)Forschung urxi gewerblichen Unternehmen zu 
gewährleisten, da auch Universitätsinstitute bezahlte Auftragsforschung 
betreiben und dabei kommerziell vorgehen. Ein derartige Abgrenzung dürfte 
überdies keinen wesentl ichen Bei trag zu einer Verbesserung der Sicherhei t 
bringen. 

§4 Abs.12 Nur die Einbeziehung von Fachleuten anderer Fachrichtungen als der 
Gentechnik sichert die umfassende Bewertung von Projekten. Es wird VOD 

Umweltforum angezweifelt, daß Gentechniker in Allgemeinen über ausreichende 
Kenntnisse der Ökologie oder Medizin besi tzen. UD :\ussagen über die 
"Sicherheit sowie ihrer Risken für die oenschliche Gesundheit und", 
insbesondere, "Umwel t zu bewerten". 

§5 Welche Konsequenzen hat eine Fehleinschätzung bei der Risikobewertung 
im Falle eines später auftretenden Schadens? Eine präzisere Formulierung der 
Risikoeinschätzung wäre erforderlich. 

§8 Eine Minioierung der L'berlebensfähigkei t bzw. der Wei tergabe genetischen 
Materials ist wohl ZUD Schutz der Cmwelt zu wenig. solange keine ausreichenden 
wissenschaft lichen Erkenntnisse W1d Erfahrungen io rogang oi t GVO' s vorhanden 
sind. 

§10 Auch gentechnisch veränderte Pf lanzen UriG Tiere könnten el!; 
Gefahrenpütent i3.l fUr Ökosysteme innehaben. Daher s i!ld :l:el' .-\rbei ten 01 t a1 Lel! 

Organismen. nicht nur rJi t }1ikroorganismen. zu regeln. :\Llsnahmeregelungen für 
leicht zu kontrull ierende Großsäugetiere könn:en allerdings vorgesehen werder:. 

§13 ff. Es sind Sicherhei tsvorkehrungen zu treffen. die neben Abwasser und 
Abfall auch immer die Abluft erfassen. da auch die Aerosolbildung eine 
immanente Gefahr für eine ungewoll te Verbrei tung darstell t. Darüber hinaus ist 
auf eine Inaktivierung von Nukleinsäuren Bedacht zu nehmen. Diese Aussage 
trifft neben den Formulierungen im §13 auch für die §§15, 16, 19 und 22 zu. 

§23 Abs.2 Es ist nicht einzusehen, warum hier bereits mit Ausnahmen 
gearbeitet werden muß. Die Anlehnung an den Begriff Inverkehrbringen aus dem 
Lebensmittelgesetz soll te aufgrund des Umstands, daß für die wissenschaftl iche 
Weitergabe von genetisch veränderten Organismen immer ein Transport im nicht­
wissenschaftlichen Bereich erforderlich ist. hier nicht zum Tragen kommen. 
Sollten solche Ausnahmen der Genehmigung für wissenschaftliche Zwecke 
unbedingt notwendig sein, so bietet sich §32 für eine solche Regelung an. 

§23 Abs.4 Das Umweltforum begrüßt diesen Paragraphen. Allerdings ist.nicht 
klar definiert, was mit "Unvermögen der Gesellschaft zur Bewäl tigung von 
strukturellen Veränderungen" gemeint ist. Das Unvermögen der Gesellsc~ft mi t 
den Folgen des Autoverkehrs umzugehen führt leider nicht zu einer 
entsprechenden Änderung der Verkehrspolitik. Ohne die Definition von 
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gesellschaftlichen Zielen bleibt dieser Paragraph wohl eine Absichtserklärung. 
Daher wird vom Umweltforum eine Präzisierung sowie entsprechende Regelungen 
zur Vermeidung solcher "Bewältigungsprobleme" inklusive entsprechender 
Strafvorschriften bei Nichteinhaltung oder Gefährdung der Gesellschaft 
gefordert. 

§24 ff. Das Umweltforum begrüßt die juridische Festlegung der Anwendung 
des Stufenprinzips bei Freisetzungen. Allerdings erscheint die Unterscheidung 
zum Inverkehrbringen nicht klar definiert zu sein. Weiters erscheinen die 
beglei tenden Maßnahmen. vor allem von Sei ten der zuständigen Behörde als nicht 
ausreichend. Als erste Stufe eines Freisetzungsversuches sind allerdings in 
jeden Fall Tests in geschlossenen Systenen (z.B. Klioakamner) vorzusehen. 

§26 Die "versuchsweise" Freisetzung von genetisch veränderten Organismen an 
in verschiedenen ökosystemen entspricht nach dem derzei tigen Stand des Wissens 
der Freisetzung verschiedener Organismen, da sich die Auswirkungen auf 
verschiedene Ökosysteme derzeit nicht ausreichend vorhersagen lassen. Daher 
haben Freisetzungen des gleichen GVO in verschiedenen ökosystemen wie zwei 
unterschiedliche Freisetzungen behandelt zu werden. Eine entsprechende 
Armelclung hat daher im Gesetz vorgesehen zu werden. Darüber hinaus hat vor 
einer '\7ersuchsweisen" Freisetzung ihre ökologische Unbedenkl ichkei t so wei t 
wie nögl ich unter kontroll ierten Versuchsbedingungen erprobt zu sein. Wei ters 
ist eine Genehrligung nur dann vorzusehen. wenn Schäden weitestoöglich dure!: 
die Vorversuche ausgeschlossen sind (siehe auch §24). Dabei ist vor allem auf 
die Rückhülbarr:eit bz\'" die Inakti\'ü~rung aktiver ~ukleinsäuren Rücksicht zu 
nerlDen. UD etwaige [owel tfolgen wei testgehen auszuschl ießen. Wei ters werden 
Regfdurlgt'!1 ven:1ißt. die die ZUf'.'el-fügungs~ellung "'on rnterlagen für ~int' 
sozio-ökonooische Bewertung eroöglicben. 

§27 Da derzei t noch nicht genügend abges icherte wissenschaft I iche 
Erfahrungen über das Verhalten von GVO's bei Freisetzungen vorhanden sind, 
wird derzei t ein vereinfachtes Verfahren im Sinne des Vorsorgeprinzips 
prinzipiell abgelehnt. Die Vorschriften wären dahingehend abzuändern, daß 
derzei t ein Rechtsanspruch auf ein vereinfachtes Verfahren noch nicht bestehen 
kann. 

§29 Prinzipiell wird die Beteiligung des Umweltbundesamtes als "Umwelt­
kontrollamt" in diesem Zusammenhang begrüßt. Die Einbindung des Umwel t­
bundesamtes erscheint allerdings nur sinnvoll, wenn bereits eine Einbindung 
des Umweltbundesamtes bei einer Beurteilung eines vorgesehen Freisetzungs­
versuches im Rahmen dieses Gesetzes vorgesehen ist. Eine nachträgliche 
Schadensfeststellung ist jedenfalls zu wenig, UI!l im Sinne des Vorsorgeprinzips 
agiert zu haben. 

§30 Abs.6 Da bekannterweise Folgen von Freisetzungen erst nach einer 
relativen langen Zeitspanne Auftreten (es ist hier von Zeiten im Bereich von 
bis zu 30 bis 40 Jahren auszugehen), erscheint die Aufbewahrungsfrist als zu 
kurz gewählt. Es wird ein Zeitraum von mindestens 35 Jahren vorgeschlagen. 
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Dies erscheint auch im Falle von Ersatz- oder sonstiger Kostenansprüche 
Dri tter von Vorteil, um notfalls entsprechende Beweise vorlegen zu können, die 
die entsprechende Einhaltung der Sorgfaltspflicht belegen. 

§31 Diese Regelungen sollten auch für wissenschaftliche Anwendungen gelten. 
Siehe dazu auch unsere 4~erkung zu §23.! 

§32 Die Behörde sollte hier die Ermächtigung besitzen, begleitende 
Monitoringprogramrne durchzuführen oder durch unabhängige Dritte oder z.B. das 
Umweltbundesamt zu veranlassen. Weiters wären hier die internationalen 
Informationen näher zu definieren. In begründeten Fällen sollte die 
.\föglichkei t für die Behörde bestehen. deo Betreiber einer Freisetzung dit: 
~lerpfl ichtung aufzuerlegen. selbst über das Versuchsende hinaus Moni toring­
naßnahrnen durchzuführen. 

§35 Die Vorschriften ZUlJ Transport erscheinen dem L'mwel tforUL1 als nicht 
aureichend. Eine genauere Spezifikation ist in \"ielen Bereichen erforderlich. 
'lm den Schutz \'on Gesundheit und Umwelt sicher zu stellen. 

Das Umwel tfonm enthäl t sich aus verschiedenen GrÜllden eIner Stellungnahrle zu 
'Ien ethisch begründeten Paragraphen zur Huoangenetik. ohwohl eine Regelung in 
'liesen Bereich prinzipiell als wünschenwert erachtet wird, Eine fachl lehe 
~ompetente Stellungnahme kann jedoch nur von entsprechenden Experten. z.B. aus 
'Ien Bereicher. HUr:1anhiclogie. )fedizin. Ethik Uil\i TheulogiE: ',orgenomoen werder., 
Une diesbezüg~ iche Bewert,mg. czw. ein wr'i tt're I:inhindung solcher Experten 
ffir eine solche Stellungnahme. wird \'orJ t"oweltr',:r1l0 alierdings dringene 
C1l:lpfohlen. Allerdings wird der Bereich eier Genor:lanal:;se für wie immer geartete 
ijkonomische oder rassische Interessen vom Umweltfuruo prinzipiell abgelehnt. 

~"6 Abs.l 
Die vorliegende Definition erscheint dem Umweltforum als nicht 

4Ysreichend. Eine genauere Definition. was transgene Tiere sind ist für einen 
~Uktinftigen Vollzug des Gesetzes uneräßlieh. Dabei ist 1. auf eine Definition 
Vfth "Tieren" und 2. auf "transgen" einzugehen. Ansonsten scheint eine wei tere 
HAtldhabung des Gesetzes als äußerst schWierig vorgegeben. 

§46 Abs.2 Ist hier tiermedizinisch gemeint? 
"l1ledizini sCh-wissenschaft 1 ich" erscheint notwendig. 
Kommentare zu den §§ 1 und 2 hingegewiesen. 

Eine Defini tion für 
Weiters wird auf die 

§52 Abs.3, 4, 5 und 6 Die Auswahl der nicht-behördlichen Vertreter in der 
OetttechnikkolllI:lission erscheint dem Umwel tforum als nicht nachvollziehbar 
0\ S.: Welchen Wissenschaftszweig repräsentiert die Bodenkul tur. und wie 
beiründete sich der Unterschied zwischen Gentechnik und Molekularbiologie? 
Welche Rolle spielt ein Genetiker?). Darüber hinaus werden Zweifel an der 
Re~chluß-bzw. Diskussionsfähigkeit eines Gremiums von insgesamt zumindest 31 
(e\hunddreißig) Personen erhoben. Sollte jedoch die Einsetzung einer solch 
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groBen Kommission unbedingt notwendig sein, so soll te nach Ansicht des 
Umweltforums jedenfalls auch die Einbeziehung eines (Pflanzen-)Physiologen, 
eines Vertreters der mikrobiellen ökologie, des Arbeitsschutzes, der 
Sicherhei ts- bzw. Verfahrenstechnik sowie bei Freisetzungen eines Metereologen 
bedacht werden. 

Darüber hinaus stell t sich die Frage, was unter "angewandte Technologie", 
"kritische öffentlichkeit" und "Selbsthilfegruppen" im Zusammenhang mit 
Gentechnik zu verstehen ist. So ist z.B. Biotechnologie per defini tion 
angewandte Technologie. 

Weiters erscheint die österreichische Akadeoie der Wissenscbaften besonders 
bevorzugt. WarUlJ darf nicht die Firma Illli:luno Personen vorschlagen. oder das 
Forum österreichischer Wissenscbaftler für l"mwel tscbutz, oder die Ärztekammer. 
oder die österreichische Rektorenkonferenz? Die Auswahl des Vorschlags­
berechtigten ist nach .~sicht des Urnweltforuos nicht nachzuvollziehen. 

§60 Neben der schriftl ichen Aufzeichnung sind di e Ergebnisse der Beratungen 
auch in einem geeignetem ~edium wie z.B. im Amtsblatt der Wiener Zei tung zu 
publizieren. LL';l der "kritischen öffentlichkeit" eine ~löglich.L(eit ZUr direkten 
Information zu eröffnen. 

§62 :ieben der Veröffentlichung sollte in dieseCl Zusamoenhang die 
Verpfl iehtung zum internationalen Datenaustausch bzw. der Inforwation 
internat ional er Ste lIen wie z. B. eieo IRRCl (Internat ional Inforoa t ion Resource 
on the Helease uf Or3anisos into the [m-iroruJent. koo!'dinil~rt von 
rowel tpr0gr3rJJ:l eier 'y'ereiIltpI1 :\at icmeIl - r\Tl') festgeschrieben iverden. 

§67 Wie berei ts in der Einlei tune: dargelegt. bedeutet Sicherhei tsfürschung 
bei weitem mehr als die gentechnische Sicherheitsforschung. Solche Forschung 
muß sich auch auf die Sicherhei tstechnik. auf ökosystemare Zusammenhänge 
inklusive der mikobiellen ökologie sowie öko-soziale Auswirkungen bzw. 
sonstige Begleitforschung erstecken.' Daher erscheint eine Festschreibung von 
Forschung sowie deren Förderung in allen sicherheitsrelevanten Themen sowie 
der Grundlagenforschung als unbedingt notwendig. Darüber hinaus wären 
ForSChungen im Bereich einer umweltverträglichen Land- und Forstwirtschaft. 
einer umweltverträglichen Verfahrentechnik sowie einer gesamtheitlichen 
Betrachtung von Krankheit vorzuschreiben. 

§69 Im Falle einer Freisetzung erscheinen alle vorhandenen Unterlagen als 
nicht geeignet. vertraulich behandelt zu werden. Im Falle wissenschaftlicher 
Versuche ist normalerweise mit einer Publikation nach Beendigung des Versuchs 
zu rechnen, bei industriellen Freisetzungen ist Schutz etwaiger 
Eigentumsrechte vor einer Freisetzung wahrscheinlich. Daher kann auf auf eine 
Einschränkung der zu veröffentlichenden Daten verzichtet werden. Es sollten 
bei Freisetzungen prinzipiell alle vorhandenen Daten zugänglich sein. 

§70 Die Ubermi ttlung von sicherhei tsrelevanten bzw. wissenschaftl ichen Daten 
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bzw. Daten, die nach §62 vorgesehen sind, müssen verpfl ichtend an die 
entsprechenden internationalen Stellen übermittelt werden (siehe auch 
Kommentar zu §62). Weitere Informationen sind nach Rücksprache mi t den 
entsprechenden verantwortlichen Stellen ebenfalls soweit wie möglich an die 
entsprechenden internationalen Stellen weiterzuleiten. 
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